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Der Verwaltungs- und Finanzausschuss tagte am  
9. Dezember 2025. Es erfolgte nachfolgende 
Beschlussfassung: 
 
Beschluss BV/139/2025 
Der Verwaltungs- und Finanzausschuss beschließt die 
Vergabe der Lieferung, Miete und Wartung von 
Multifunktionsgeräten für die Stadtverwaltung Riesa 
einschließlich Schulen im Zeitraum vom 01.03.2026 bis 
28.02.2031 an die Ricoh Deutschland GmbH, Business & 
Service Center Leipzig, Theklaer Straße 42, 04347 Leipzig 
auf das Angebot vom 20.10.2025 mit einer Bruttosumme in 
Höhe von 135.465,79 €. 
 
 
Der Ausschuss für Kultur, Schulen, Bildung und Soziales 
tagte am 10. Dezember 2025. Es erfolgte nachfolgende 
Beschlussfassung: 
 
Beschluss BV/102/2025 
Der Ausschuss für Kultur, Schulen, Bildung und Soziales 
bewilligt im Haushaltsjahr 2026 eine finanzielle Zuwendung 
an den Sportgemeinschaft Canitz e.V. (Zaußwitzer Straße 3, 
01591 Riesa) i.H.v. 18.000,00 € für die Betreibung des 
Sportplatzes und der Kegelbahn im Ortsteil Canitz. 
 
 
Der Bauausschuss tagte am 11. Dezember 2025. Es 
erfolgten nachfolgende Beschlussfassungen: 
 
1. Beschluss BV/120/2025 
Der Bauausschuss beschließt die Vergabe des 
Abtransportes und der Verwertung des Straßenkehrichts im 
Stadtgebiet Riesa im Zeitraum vom 01.01.2026 bis 
31.12.2027 an die Naunhofer Transportgesellschaft mbH, 
Grethener Straße 13, 04668 Parthenstein OT Großstein-
berg auf das Angebot vom 21.10.2025 mit einer Brutto-
summe in Höhe von 68.544,00 €. 
 
2. Beschluss BV /121/2025 
Der Bauausschuss beschließt die Vergabe der 
Unterhaltsreinigung der öffentlichen Toilettenanlagen im 
Zeitraum vom 01.01.2026 bis 31.12.2029 an das 
Unternehmen Hejosa Reinigungsbetrieb GmbH, 
Lauchhammerstraße 20, 01591 Riesa auf das Angebot vom 
14.10.2025 mit einer Bruttosumme in Höhe von  
239.109,26 €. 
 
 

 
 

3. Beschluss BV/138/2025 
Der Bauausschuss beschließt die Beteiligung an der 
Baumaßnahme „Havariebeseitigung Parkstraße“ und den 
Abschluss eines Kostenbeteiligungsvertrags mit dem 
Zweckverband Abwasser Oberes Elbtal Riesa (ZVAOE). 
 
 
Der Stadtrat tagte am 17. Dezember 2025. Es erfolgten 
nachfolgende Beschlussfassungen: 
 
1. Beschluss BV/128/2025 
Der Stadtrat beschließt die Vergabe des Zeitvertrages für die 
Reparaturleistungen im Tief- und Straßenbau im Bereich der 
Straßenunterhaltung für die Jahre 2026 bis 2027 an die 
HoSch GmbH, Merschützer Straße 19, 04749 Jahnatal auf 
das Angebot (Preiskatalog) vom 27.10.2025 mit einer 
Bruttosumme in Höhe von 18.152,07 €. 
 
2. Beschluss BV/125/2025 
Der Stadtrat stellt den Jahresabschluss der Großen 
Kreisstadt Riesa zum 31.12.2021 mit einer Bilanzsumme 
von 381.713.699,30 €, einem Jahresüberschuss im 
ordentlichen Ergebnis von 3.642.561,63 € und einem 
Jahresüberschuss im Sonderergebnis von 3.794.301,83 € 
fest. Vom Wahlrecht zum Haushaltsausgleich gemäß § 72 
Abs. 3 der SächsGemO in Verbindung mit  
§ 24 Abs. 3 SächsKomHVO wurde kein Gebrauch gemacht. 
 
3. Beschluss BV/141/2025 
1. Der Stadtrat stimmt dem Abschluss eines 

Nutzungsüberlassungsvertrages für den Kunstrasenplatz 
Pausitzer Delle inklusive Funktionsgebäude mit dem 
BSG Stahl Riesa e. V. zum 01.01.2026 mit einer Laufzeit 
von bis zu 20 Jahren zu. 

2. Der Oberbürgermeister wird zum Abschluss eines 
entsprechenden Vertrages mit dem BSG Stahl Riesa e.V. 
ermächtigt.  

 
4. Beschluss BV/038/2025 
1. Der Stadtrat beschließt - vorbehaltlich des Vorliegens 

einer verbindlichen Auskunft des Finanzamtes Meißen zur 
Nichtsteuerbarkeit der Zuwendung - den Abschluss 
eines öffentlich-rechtlichen Vertrages über die 
Gewährung einer Kapitaleinlage zwischen der Großen 
Kreisstadt Riesa und der Förder- und 
Verwaltungsgesellschaft für Wirtschaft, Kultur und Sport 
Riesa mbH. Der Oberbürgermeister wird zu dessen 
Abschluss nach Vorliegen der verbindlichen Auskunft der 
Finanzverwaltung ermächtigt. 
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2. Bis zum Vorliegen der verbindlichen Auskunft des 
Finanzamt Meißen gemäß Ziffer 1., beschließt der 
Stadtrat die Fortführung der Betrauung der Förder- und 
Verwaltungsgesellschaft für Wirtschaft, Kultur und Sport 
Riesa mbH im Rahmen des Betrauungsaktes mit den im 
Betrauungsakt definierten Dienstleitungen von 
allgemeinem wirtschaftlichem Interesse (DAWI). 

 
Riesa, 29. Januar 2026 
 
gez. Marco Müller 
Oberbürgermeister  
 
 
 
 
 
 

 
 

Die Stadt Riesa schreibt folgende Bauleistung aus: 
 
Öffentliche Ausschreibung nach VOB/A 
 
- Sanierung MW-Kanalisation Straße „In den Gehrmaasen“, 01589 Riesa 
 Kanalsanierung in geschlossener und offener Bauweise, Erneuerung TWL Tiefbau 
 
Der vollständige Ausschreibungstext wurde auf eVergabe.de und auf Vergabe24.de am 28.01.2026 und im 
Ausschreibungsblatt Sachsen am 30.01.2026 veröffentlicht. Die Vergabeunterlagen sind mit kostenpflichtigem Zugang 
abrufbar unter www.eVergabe.de oder kostenfrei abrufbar über die zentrale Plattform des Bundes www.service.bund.de.  
 
Für Fragen steht Ihnen die Vergabestelle telefonisch unter 03525 700-308 oder 700-309 zur Verfügung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Fortsetzung auf Seite 3 

 

öffentliche Ausschreibung 
 

http://www.evergabe.de/
http://www.service.bund.de/


 

 

Ausgabe Nr. e04/2026 vom 30.01.2026  Seite 3 

 
 
 
 
 
 
 
Aufgrund von § 4 Abs. 1 Satz 3 der Sächsische 
Gemeindeordnung (SächsGemO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 9. März 2018 (SächsGVBl. S. 62), 
die zuletzt durch Artikel 15 des Gesetzes vom 27. Juni 2025 
(SächsGVBl. S. 285) geändert worden ist, in Verbindung mit 
§ 15 Abs. 5, § 17 Abs. 2 Satz 3 und § 18 Abs. 9 des 
Sächsischen Gesetzes über den Brandschutz, 
Rettungsdienst und Katastrophenschutz (SächsBRKG) i. d. 
F. d. Bek. vom 4. März 2024 (SächsGVBl. S. 289), hat der 
Stadtrat der Großen Kreisstadt Riesa am 28. Januar 2026 
folgende Feuerwehrsatzung beschlossen:  
 
Inhaltsverzeichnis 
 
§   1 Begriff und Gliederung der Feuerwehr 
§   2 Pflichten der Stadtfeuerwehr 
§   3 Laufbahn- und Tarifbestimmungen 
§   4 Aufnahme in die Stadtfeuerwehr und Probezeit 
§   5 Beendigung des ehrenamtlichen Feuerwehrdienstes 
§   6 Rechte und Pflichten der Angehörigen der Feuerwehr 
§   7 Jugendfeuerwehr 
§   8 Kinderfeuerwehr 
§   9 Alters- und Ehrenabteilung 
§ 10 Ehrenmitglieder 
§ 11 Organe der Stadtfeuerwehr 
§ 12 Stadtwehrleiter 
§ 13 Stadtfeuerwehrausschuss 
§ 14 Stadtteilwehrleiter 
§ 15 Stadtteilfeuerwehrausschuss 
§ 16 Delegiertenversammlung/ 
       Stadtteilfeuerwehrversammlungen 
§ 17 Bestellung von Funktionsträgern 
§ 18 Wahlen/befristete Aufgabenwahrung 
§ 19 Dienstanweisungen/-ordnungen 
§ 20 Inkrafttreten 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

§ 1 Begriff und Gliederung der Feuerwehr 
 
Die Stadtfeuerwehr Riesa ist eine Einrichtung der Großen 
Kreisstadt Riesa ohne eigene Rechts-persönlichkeit. Sie 
besteht aus den Stadtteilfeuerwehren: 
 
- Riesa-Stadt 
- Riesa-Gröba 
- Riesa-Weida 
- Riesa-Canitz 
- Riesa-Nickritz und  
- Riesa-Leutewitz  
 
sowie einer Einsatzabteilung mit hauptamtlichen 
Angehörigen (Sachgebiet Feuerwehr- und Katastrophen-
schutz). 
 
(2) Die Freiwillige Feuerwehr führt den Namen „Freiwillige 

Feuerwehr Riesa“. Stadtteilfeuerwehren können den 
Stadtteilnamen und die Einsatzabteilung mit 
hauptamtlichen Angehörigen den Namen „Riesa-
Hauptwache“ beifügen. 

 
(3) Aktiver Feuerwehrdienst wird in den Stadtteilfeuerwehren 

gem. Abs. 1 und in der hauptamtlichen Einsatzabteilung 
geleistet. Darüber hinaus können in den 
Stadtteilfeuerwehren die Abteilungen Jugendfeuerwehr 
sowie Alters- und Ehrenabteilung bestehen.    

 
(4) Für die Freiwillige Feuerwehr Riesa kann eine 

Kinderfeuerwehr bestehen. 
 

§ 2 Pflichten der Stadtfeuerwehr 
 
(1) Die Stadtfeuerwehr wirkt neben der Brandbekämpfung 

und der technischen Hilfe bei der Erfüllung der Aufgaben 
der örtlichen Brandschutzbehörde mit, insbesondere bei 
der:   
a) Erstellung und Fortschreibung des Brandschutz-

bedarfsplans,  
b) Aus- und Fortbildung der Angehörigen der 

öffentlichen Feuerwehren,  
c) Sicherstellung der Alarmierung der öffentlichen 

Feuerwehr,  
d) Aufstellung, Fortschreibung und, soweit erforderlich, 

Abstimmung von Alarm- und Ausrückeordnungen 
sowie Einsatzplänen, 

e) Rechtzeitigen Erteilung notwendiger Auskünfte und 
Übergabe der notwendigen Einsatzunterlagen an die 
Integrierten Regionalleitstellen und unteren 
Brandschutz, Rettungsdienst- und Katastrophen-
schutzbehörden,  

f) Förderung der Brandschutzerziehung,  
 
 Fortsetzung auf Seite 4 

 

Satzung der Freiwilligen Feuerwehr  

der Großen Kreisstadt Riesa 
 

– Feuerwehrsatzung – 
 



 

 

Ausgabe Nr. e04/2026 vom 30.01.2026  Seite 4 

 
g) Durchführung von Brandverhütungsschauen und 

Erstellung von Stellungnahmen zu Belangen des 
Brandschutzes nach Maßgabe des § 22 
SächsBRKG,  

h) Einsatzberichterstattung,  
i) Erhebung statistischer Daten zur personellen und 

technischen Ausstattung sowie zum Einsatz-
geschehen und  

j) der Stellung von Brandsicherheitswachen. 
 
(2) Der Oberbürgermeister oder sein Beauftragter kann die 

Stadtfeuerwehr zu Hilfeleistungen bei der Bewältigung 
besonderer Notlagen und zu sonstigen Hilfeleistungen 
heranziehen.   

 
§ 3 Laufbahn- und Tarifbestimmungen 

 
Für die hauptamtlichen Angehörigen der Freiwilligen 
Feuerwehr Riesa gelten die laufbahnrechtlichen und 
tarifrechtlichen Bestimmungen sowie innerdienstliche 
Weisungen. 
 

§ 4 Aufnahme in die Stadtfeuerwehr und Probezeit 
 
(1) In die Stadtfeuerwehr können Personen aufgenommen 

werden, die die Voraussetzungen gemäß § 18 Abs. 2 
SächsBRKG erfüllen. Voraussetzungen für die Aufnahme 
in den aktiven Feuerwehrdienst nach § 18 Abs. 9 
SächsBRKG sind die schriftlichen Erklärungen: 
a) zur Bereitschaft, eine längere Dienstzeit zu leisten,  
b) zur Bereitschaft an Aus- und Fortbildungen im 

erforderlichen Umfang teilzunehmen,  
c) den Dienst unabhängig von Weltanschauung, 

Geschlecht, Abstammung, Hautfarbe, Herkunft, 
Glauben, sozialer Stellung oder sexueller Identität von 
in Not geratenen Personen sowie von anderen 
Feuerwehrangehörigen auszuüben,  

d) über die aktive Tätigkeit in sonstigen Behörden und 
Organisationen mit Sicherheitsaufgaben sowie 
Hilfsorganisationen,  

e) dass gegen den Bewerber kein gerichtliches 
Strafverfahren anhängig ist bzw. war und ihm nicht 
bekannt ist, dass gegen ihn ein Ermittlungsverfahren 
der Staatsanwaltschaft anhängig ist, 

f) dass keine Eintragungen im Führungszeugnis 
vorliegen, 

g) der Personensorgeberechtigten über die 
Zustimmung zur Aufnahme des oder der 
Minderjährigen und zumindest deren Bestätigung 
über die gesundheitliche Eignung der Person.  

 
Personen, die sich für den aktiven Feuerwehrdienst 
bewerben, dürfen nicht ungeeignet im Sinne von § 18 
Abs. 4 SächsBRKG sein. 

 
Personen, die sich für den aktiven Feuerwehrdienst 
bewerben, sollen im Einzugsbereich der 
Stadtteilfeuerwehr wohnen oder einer regelmäßigen  
Beschäftigung oder Ausbildung nachgehen oder in 
sonstiger Weise regelmäßig für Einsätze zur Verfügung  
 

 
stehen. Sofern die Personen nicht im Einzugsbereich der 
Stadtteilfeuerwehr wohnen, haben sie ihre aktive 
Mitgliedschaft in der Feuerwehr ihres Wohnortes 
nachzuweisen (Doppelmitgliedschaft gem. § 18 Abs. 2 
SächsBRKG).  

 
(2) Aufnahmegesuche sind schriftlich an den Stadtteil-

wehrleiter zu richten. Über die Aufnahme entscheidet der 
Stadtwehrleiter nach Anhörung des zuständigen 
Stadtteilfeuerwehrausschusses. Neue Mitglieder der 
Freiwilligen Feuerwehr werden durch die zuständigen 
Stadtteilwehrleiter mit Handschlag zur Erfüllung der 
Pflichten, die sich aus der Aufnahme ergeben, 
verpflichtet. 

 
(3) Personen erhalten nach ihrer Aufnahme in die Stadt-

feuerwehr einen Dienstausweis. 
 
(4) Die Aufnahme erfolgt zunächst für drei Jahre auf Probe. 

Dies gilt auch für Personen, die zuvor Angehörige einer 
Gruppe der Jugendfeuerwehr oder einer anderen 
Gemeindefeuerwehr waren. Der Probezeitableistende ist 
in dieser Zeit Angehöriger einer Stadtteilfeuerwehr. 
Während der Probezeit hat er die Lehrgänge zum 
Truppmann (Teil 1 und Teil 2) sowie zum Sprechfunker 
gem. FwDV 2 erfolgreich abzuschließen. Der 
Stadtwehrleiter entscheidet zum Ende der Probezeit 
nach Anhörung der zuständigen Stadtteilfeuer-
wehrausschusses über die Fortsetzung des 
Feuerwehrdienstes. Auf Antrag des Stadtteilfeuer-
wehrausschusses kann die Probezeit in begründeten 
Fällen verkürzt oder verlängert werden. Die Entscheidung 
darüber obliegt dem Stadtwehrleiter. 

 
(5) Angehörige der Einsatzabteilung werden bis zur 

Vollendung des 18. Lebensjahres an die Tätigkeiten im 
Einsatzdienst herangeführt und der Ausbildungsstand für 
die Verwendung im Einsatzdienst vervollständigt. 
Voraussetzung für die Teilnahme an jeglichen Einsätzen 
der Stadtfeuerwehr ist die Vollendung des  
18. Lebensjahres. 

 
§ 5 Beendigung des ehrenamtlichen Feuerwehrdienstes 

 
(1) Die schriftliche Mitteilung über die Beendigung des 

aktiven Feuerwehrdienstes oder die Beendigung der 
Mitgliedschaft in der Feuerwehr in Folge der Feststellung 
der Ungeeignetheit nach § 18 Abs. 4 SächsBRKG 
obliegt dem Stadtwehrleiter, sofern der Stadtwehrleiter 
selbst betroffen ist, dem Oberbürgermeister. Gleiches 
gilt, wenn bei Minderjährigen eine sorgeberechtigte 
Person ihre Erklärung nach § 4 Absatz 1 Satz 3 schriftlich 
oder in elektronischer Form zurücknimmt. 

 
(2) Die feuerwehrfachliche Prüfung des Antrages auf 

Beendigung des aktiven Dienstes nach § 18 Abs. 5 
SächsBRKG erfolgt durch den Stadtwehrleiter, sofern 
der Stadtwehrleiter selbst betroffen ist, durch den 
Oberbürgermeister. 
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(3) Wichtige Gründe für eine Dienstbeendigung sind über  

§ 18 Abs. 6 Nr. 1 bis 4 SächsBRKG hinaus:  
a) die aktive Tätigkeit in sonstigen Behörden und 

Organisationen mit Sicherheitsaufgaben sowie 
Hilfsorganisationen, die zu einer Nichtverfügbarkeit 
für Einsätze führt, 

b) die Änderung der persönlichen Verhältnisse im Sinne 
des § 4 Abs. 1 Satz 3 und 4, die zu einer 
Nichtverfügbarkeit für Einsätze führt,  

c) das Nichterreichen eines erfolgreichen Abschlusses 
der Lehrgänge zum Truppmann (Teil 1 und 2) und 
zum Sprechfunker innerhalb der Probezeit gem. § 4 
Abs. 5,  

d) die Probezeit nach § 4 Abs. 5 nicht erfolgreich 
absolviert hat, 

e) nicht mehr gegebene charakterliche Eignung im 
Sinne des § 18 Abs. 2 Satz 1 SächsBRKG,  

f) wiederholt nicht pflichtgemäße Erfüllung der 
übertragenen Aufgaben und Pflichten gemäß § 6 
Abs. 3, 

g) nach dem dritten mündlichen oder schriftlichen 
Verweis gemäß § 6 Abs. 6 Buchstabe a) zum 
gleichen Sachverhalt, 

h) bei vorsätzlichen Falschangaben im Rahmen des 
Aufnahmeverfahrens gem. § 4 Abs.1, 

i) das 67. Lebensjahr vollendet hat.  
 

Abs. 2 gilt entsprechend. In den Fällen des Buchstaben 
i) und des § 18 Abs. 4 Nr. 1 SächsBRKG endet lediglich 
der aktive ehrenamtliche Dienst, in allen anderen Fällen 
endet auch die Mitgliedschaft in der Stadtfeuerwehr. 
 

(4) Der Stadtwehrleiter stellt die Beendigung des 
Feuerwehrdienstes nach den Absätzen 1 bis 3 unter 
Angabe der Gründe durch schriftlichen Verwaltungsakt 
fest. Dem betroffenen Feuerwehrangehörigen muss 
vorher die Möglichkeit der schriftlichen oder mündlichen 
Stellungnahme gegeben werden.  
 

(5) Ausgeschiedene Feuerwehrangehörige können auf 
Antrag eine Bescheinigung über die Dauer der 
Zugehörigkeit zur Feuerwehr, den letzten Dienstgrad und 
die zuletzt ausgeübte Funktion erhalten. 

 
(6) Alle empfangenen Bekleidungs- und Ausrüstungs-

gegenstände sowie (elektronische) Schlüssel und der 
Dienstausweis sind von dem Feuerwehrangehörigen 
innerhalb von vier Wochen nach dessen Ausschluss bzw. 
Ausscheiden zurückzugeben. Andernfalls behält sich die 
Große Kreisstadt Riesa Schadensersatzansprüche 
gemäß §§ 280 II, 286 BGB vor. 

 
§ 6 Rechte und Pflichten der Angehörigen der Feuerwehr 

 

(1) Die Angehörigen der Stadtteilfeuerwehr ab dem 
vollendeten 16. Lebensjahr haben das Recht, den 
ehrenamtlich tätigen Stadtteilwehrleiter und dessen 
Stellvertreter nach § 18 Absatz 1 sowie die Mitglieder 
des Stadtteilfeuerwehrausschusses nach § 18 Abs. 10 
zu wählen.   
 

 
(2) Soweit eine Freistellungserklärung im Sinne des § 61 

Abs. 3 SächsBRKG erforderlich wird, erfolgt diese durch 
den Stadtwehrleiter oder durch von ihm Beauftragte, 
sofern der Stadtwehrleiter selbst betroffen ist, durch 
dessen Vorgesetzten. Zu Maßnahmen der Jugendarbeit 
und des Fördervereins der Freiwilligen Feuerwehr Riesa 
e. V. kann um eine Freistellung nach Maßgabe von § 62 
SächsBRKG ersucht werden. 

 
(3) Die ehrenamtlichen Angehörigen der Stadtteilfeuer-

wehren im aktiven Feuerwehrdienst haben die ihnen aus 
der Mitgliedschaft in der Feuerwehr erwachsenden 
Aufgaben gewissenhaft zu erfüllen. Sie sind 
insbesondere verpflichtet:  
a) am Dienst und an Aus- und Fortbildungsmaßnahmen 

im Rahmen der Feuerwehr-Dienstvorschriften 
regelmäßig und pünktlich teilzunehmen,  

b) sich bei Alarm unverzüglich am Feuerwehrhaus 
einzufinden,  

c) den dienstlichen Weisungen und Befehlen der 
Vorgesetzten nachzukommen,  

d) im Dienst und außerhalb des Dienstes ein 
vorbildliches Verhalten zu zeigen und sich den 
anderen Feuerwehrangehörigen gegenüber 
kameradschaftlich zu verhalten,   

e) den Dienst unabhängig von Weltanschauung, 
Geschlecht, Abstammung, Hautfarbe, Herkunft, 
Glauben, sozialer Stellung oder sexueller Identität von 
in Not geratenen Personen sowie von anderen 
Feuerwehrangehörigen auszuüben,  

f) die Feuerwehr-Dienstvorschriften und Unfallver-
hütungsvorschriften für den Feuerwehrdienst zu 
beachten und  

g) die ihnen anvertrauten Ausrüstungsgegenstände, 
Geräte und Einrichtungen gewissenhaft zu pflegen 
und sie nur zu dienstlichen Zwecken zu benutzen. 

 
Für die sonstigen ehrenamtlichen Feuerwehr-
angehörigen gelten Buchst. a) (beschränkt auf die 
Dienstteilnahme) und c) bis g) entsprechend. 
 

(4) Die ehrenamtlichen Angehörigen der Stadtteilfeuer-
wehren im aktiven Feuerwehrdienst haben eine 
Ortsabwesenheit von länger als zwei Wochen dem 
Stadtteilwehrleiter oder seinem Stellvertreter rechtzeitig 
anzuzeigen und eine Dienstverhinderung rechtzeitig zu 
melden.  

 
(5) Angehörige im aktiven Feuerwehrdienst haben eine 

Änderung der persönlichen Verhältnisse im Sinne des  
§ 4 Abs. 1 Satz 3 und 4 unverzüglich dem 
Stadtteilwehrleiter schriftlich oder in elektronischer Form 
anzuzeigen. Dies betreffen ebenfalls den 
Führerscheinentzug sowie Fahrverbot. Bei einem 
Fahrverbot ist die entsprechende Sperrfrist zu 
übermitteln. 

 
(6) Bei Pflichtverletzungen von Angehörigen im aktiven 

Feuerwehrdienst in minderschweren Fällen kann der 
Stadtteilwehrleiter nach Anhörung des Stadtteilfeuer-
wehrausschusses: 
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a) einen schriftlichen Verweis erteilen, 
b) die Wahrnehmung von Einsatzdienstfunktionen 

befristet einschränken, 
c) die Teilnahme am Einsatz- und/oder Übungsdienst 

befristet untersagen, 
d) den Zutritt zum Feuerwehrgerätehaus 

einschränken/untersagen oder  
e) im fortgesetzten Fall die Dienstbeendigung nach  

§ 5 androhen. 
 
Dies gilt auch für die sonstigen Angehörigen der 
Freiwilligen Feuerwehr. § 18 Abs. 7 und 8 SächsBRKG 
gelten sinngemäß. Insofern der Stadtteilwehrleiter selbst 
betroffen ist, obliegt es dem Stadtwehrleiter nach Satz 1 
Buchstabe a) bis e) die entsprechende Pflichtverletzung 
zu sanktionieren. Darüber hinaus besteht die Möglichkeit 
nach § 17 Abs. 2 Satz 3 die entsprechende Bestellung 
von Funktionsträgern zurückzunehmen. Über die 
entsprechenden Sanktionen ist der Stadtwehrleiter 
schriftlich oder in elektronischer Form in Kenntnis zu 
setzen. 

 
(7) Können Angehörige im aktiven Feuerwehrdienst die 

Pflichten nach Abs. 3 Satz 2 Buchstabe a) und b) nicht 
im geforderten Maß erfüllen, verlieren sie auf Antrag oder 
nach Feststellung des Stadtwehrleiters zumindest 
vorübergehend den Status und die Rechte von 
Angehörigen im aktiven Feuerwehrdienst. Ist ein 
Feuerwehrangehöriger wegen Krankheit, aus beruflichen 
oder persönlichen Gründen, die eine besondere Härte 
bedeuten an der Pflichterfüllung gem. Satz 1 gehindert, 
so ist die aktive Mitgliedschaft auf Antrag in eine ruhende 
Mitgliedschaft zu überführen. Der Antrag ist unter 
Angabe der Gründe schriftlich oder in elektronischer 
Form durch den Feuerwehrangehörigen über den 
Stadtteilwehrleiter an den Stadtwehrleiter zu richten. Der 
Stadtwehrleiter entscheidet über den Antrag und stellt 
unter Angabe der Gründe die ruhende Mitgliedschaft 
schriftlich oder in elektronischer Form fest. Während der 
ruhenden Mitgliedschaft ist der Versicherungsschutz 
über die Feuerwehr ausgesetzt. Außerdem besteht in 
dieser Zeit kein Anspruch auf Ehrungen und 
Entschädigungen. Wird die ruhende Mitgliedschaft vor 
Ablauf des 3. Ruhejahres aktiviert, wird das 
Feuerwehrmitglied in den Stand seiner Antragstellung 
versetzt. 

 
(8) Bei vorsätzlicher oder grob fahrlässiger Beschädigung 

von Bekleidungs-, Ausrüstungsgegenständen, Geräten 
oder Fahrzeugen kann die Große Kreisstadt Riesa Ersatz 
für den entstandenen Schaden verlangen. 

 
(9) Die Angehörigen der Feuerwehr haben über Angelegen-

heiten, die bei ihren Tätigkeiten bekannt werden sowie 
die nach Gesetz, sonstigen Bestimmungen oder ihrer 
Natur nach ohnehin geheim zu halten sind, Verschwie-
genheit zu wahren. Dies gilt auch nach Beendigung der 
Mitgliedschaft in der Freiwilligen Feuerwehr und auch 
gegenüber Angehörigen. 
 
 

 
§ 7 Jugendfeuerwehr 

 
(1) Die Jugendfeuerwehr gliedert sich gemäß § 1 Absatz 2 

in Gruppen. Diesen steht der Stadtjugendfeuerwehrwart 
vor. Der Stadtwehrleiter entscheidet nach Anhörung des 
Stadtfeuerwehrausschusses über die Einrichtung und 
Schließung einer Gruppe. Einer Gruppe stehen ein 
Jugendfeuerwehrwart und ein Stellvertreter vor.  
Die betreffenden Betreuer müssen, neben 
feuerwehrspezifischen Kenntnissen, über die 
ausreichende Erfahrung im Umgang mit Kindern und 
Jugendlichen verfügen. Dies ist durch den Abschluss des 
Lehrganges „Jugendfeuerwehrarbeit“ nachzuweisen. Die 
Jugendwarte müssen im Besitz der bundeseinheitlichen 
Card für Jugendleiter, „Juleica“, sein. Zum Nachweis der 
persönlichen Eignung muss vor der Berufung ein 
erweitertes Führungszeugnis nach § 30a BZRG 
vorgelegt werden. Der Stadtjugendfeuerwehrwart vertritt 
die Jugendfeuerwehr nach außen. Die 
Jugendfeuerwehrwarte vertreten gegenüber dem 
Stadtteilwehrleiter die Interessen der Jugendfeuer-
wehrmitglieder. 
 

(2) Der Stadtjugendfeuerwehrwart soll die Jugendwarte und 
ihre Stellvertreter mindestens viermal im Jahr zu 
Abstimmungen von Veranstaltungen, Dienst- und 
Finanzplänen einladen. Zu den Beratungen ist auch der 
Stadtkinderfeuerwehrwart einzuladen. Über die 
Beratungen ist eine Niederschrift zu führen, die dem 
Stadtwehrleiter zu übergeben ist. Im Rahmen der 
Delegiertenversammlung gemäß § 16 hat der 
Stadtjugendfeuerwehrwart einen Bericht über die 
Tätigkeit der Jugendfeuerwehr im abgelaufenen Jahr 
abzugeben. 
 

(3) In die Jugendfeuerwehr können Personen ab dem  
vollendeten 8. Lebensjahr bis zur Vollendung des  
16. Lebensjahres aufgenommen werden. Dem 
Aufnahmeantrag muss die schriftlich oder in 
elektronischer Form erfolgte Zustimmung der 
Personensorgeberechtigten beigefügt sein. 
 

(4) Über die Aufnahme, Entlassung und Ausschluss 
entscheidet der zuständige Jugendfeuerwehrwart im 
Einvernehmen mit dem Stadtteilwehrleiter. Der 
Stadtwehrleiter sowie Stadtjugendfeuerwehrwart sind 
nachrichtlich zu informieren. 
 

(5) Über § 18 Abs. 4 bis 9 SächsBRKG hinaus endet die 
Zugehörigkeit zur Jugendfeuerwehr, wenn das Mitglied: 
(a) in die aktive Abteilung aufgenommen wird, 

spätestens jedoch mit Vollendung des 18. Lebens-
jahres, 

(b) bei Wegzug aus dem Einzugsgebiet der Jugend-
feuerwehr 

(c) aus der Jugendfeuerwehr austritt, 
(d) nicht mehr über eine Zustimmung beider Personen-

sorgeberechtigter für eine Mitgliedschaft verfügt. 
 
§ 6 Abs. 6, außer Buchstabe b), gilt entsprechend. 
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§ 8 Kinderfeuerwehr 

 
(1) In die Kinderfeuerwehr können Kinder ab vollendetem  

5. Lebensjahr aufgenommen werden. Die Zugehörigkeit 
zur Kinderfeuerwehr endet, wenn das Kind in die  
Jugendfeuerwehr aufgenommen wird, spätestens je-
doch mit dem vollendeten 10. Lebensjahr. 

 
(2) Die Abs. 1 bis 5 des § 7 gelten sinngemäß auch für die 

Kinderfeuerwehr, wobei der Stadtkinderfeuerwehrwart 
über die Aufnahme in die Kinderfeuerwehr entscheidet. 
Darüber hinaus müssen der Stadtkinderfeuerwehrwart 
sowie die Betreuer pädagogisch geschult oder fachlich 
besonders für den Umgang mit Kindern qualifiziert sein. 
Die Zugehörigkeit zur Einsatzabteilung ist nicht zwingend 
erforderlich, aber vorteilhaft. Betreuer, die nicht der 
Stadtfeuerwehr angehören, müssen vom Stadtwehrleiter 
für die Tätigkeit in der Kinderfeuerwehr schriftlich oder in 
elektronischer Form beauftragt werden. In der 
Beauftragung ist festzulegen, welche konkrete Aufgaben 
dem Betreuer in der Kinderfeuerwehr übertragen 
werden. 
 

§ 9 Alters- und Ehrenabteilung 
 
(1) In die Alters- und Ehrenabteilung können Feuer-

wehrangehörige bei Überlassung der Dienstkleidung 
übernommen werden, wenn sie aus dem aktiven 
Feuerwehrdienst ausgeschieden sind und  
(a) gem. § 5 Abs. 3 Buchstabe i) beenden müssen, 
(b) bei Eintritt in ihre Altersrente beenden wollen, 
(c) bei Eintritt in die Übergangsversorgung beenden 

wollen, 
(d) mindestens 25 Dienstjahre erreicht worden sind, 
(e) nach 10 Dienstjahren aus gesundheitlichen Gründen 

kein aktiver Dienst mehr geleistet werden kann oder 
(f) wegen eines Dienstunfalls aus der aktiven Abteilung 

ausscheiden. 
 
(2) Der Stadtwehrleiter kann auf Antrag Feuerwehr-

angehörigen den Übergang in die Alters- und 
Ehrenabteilung gestatten, wenn der aktive 
Feuerwehrdienst für sie aus persönlichen oder 
beruflichen Gründen eine besondere Härte bedeutet. 
 

(3) Alters- und Ehrenmitglieder können unter der fachlichen 
Aufsicht des Stadtwehrleiters Aufgaben und Funktionen 
aus dem aktiven Dienst übernehmen, soweit sie hierfür 
die entsprechenden Kenntnisse besitzen und körperlich 
geeignet sind. Dazu gehöre: 
a) die Aus- und Fortbildung, 
b) die Kinder- und Jugendarbeit, 
c) die Öffentlichkeitsarbeit, 
d) die Brandschutzerziehung, 
e) der Feuerwehrkampfsport, 
f) die Fahrzeug- und Gerätewartung oder 
g) die Mitarbeit in Arbeitsgemeinschaften oder 

ähnlichen Gremien. 
 Vor Übertragung der entsprechenden Aufgabe ist der 

zuständige Stadtteilfeuerwehrausschuss durch den 
Stadtwehrleiter anzuhören. 

 
§ 10 Ehrenmitglieder 

 
Der Oberbürgermeister kann auf Vorschlag des 
Stadtwehrleiters nach Anhörung des Stadtfeuer-
wehrausschusses verdiente ehrenamtliche Feuerwehr-
angehörige oder Personen, die sich um das 
Feuerwehrwesen oder den Brandschutz besonders verdient 
gemacht haben, zu Ehrenmitgliedern der Feuerwehr berufen 
und davon wieder abberufen. 
 

§ 11 Organe der Stadtfeuerwehr 
 
Organe der Stadtfeuerwehr sind: 

a) der Stadtwehrleiter, 
b) der Stadtfeuerwehrausschuss, 
c) die Stadtteilwehrleiter, 
d) die Stadtteilfeuerwehrausschüsse, 
e) der Stadtjugendwart, 
f) der Stadtkinderfeuerwehrwart und 
g) die Delegiertenversammlung 

 
§ 12 Stadtwehrleiter 

 
(1) Der Leiter der hauptamtlichen Angehörigen (SGL 

Feuerwehr und Katastrophenschutz) nimmt die Aufgaben 
des Stadtwehrleiters und der stellvertretende Leiter der 
hauptamtlichen Angehörigen nimmt die Aufgaben des 
stellvertretenden Stadtwehrleiters wahr. Eine Anhörung 
des Stadtfeuerwehrausschusses ist Bestandteil des 
Personalauswahlverfahrens für den Stadtwehrleiter. 
 

(2) Der Stadtwehrleiter ist für die Leistungsfähigkeit der 
Feuerwehr verantwortlich und erledigt die ihm durch 
Gesetz und dieser Satzung übertragenen Aufgaben. Er 
hat insbesondere: 
a) auf die ständige Verbesserung des Ausbildungs-

standes der Angehörigen im aktiven Feuerwehrdienst 
entsprechend den Feuerwehr-Dienstvorschriften 
hinzuwirken, 

b) regelmäßig die Einsätze der Feuerwehr zu leiten oder  
diese Aufgabe an einen ausreichend qualifizierten 
Angehörigen im aktiven Feuerwehrdienst zu 
übertragen, 

c) die Zusammenarbeit der Stadtteilfeuerwehren bei 
Übungen und Einsätzen zu regeln,  

d) die Dienste so zu organisieren, dass Angehörige im 
aktiven Feuerwehrdienst jährlich an mindestens 40 
Stunden Ausbildung teilnehmen können, 

e) dafür zu sorgen, dass die Dienst- und 
Ausbildungspläne aufgestellt und dem 
Stadtfeuerwehrausschuss vorgelegt werden,   

f) die Tätigkeit der von ihm bestellten Funktionsträger zu 
kontrollieren,  

g) auf eine ordnungsgemäße und den Vorschriften 
entsprechende Ausrüstung der Feuerwehr mit 
Einsatzmitteln hinzuwirken,  

h) für die Einhaltung der Feuerwehr-Dienstvorschriften 
und der einschlägigen Unfallverhütungsvorschriften 
zu sorgen,  
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i) im Rahmen des Dienstes minderjähriger 

Feuerwehrangehöriger die Einhaltung bestehender 
Aufsichts- und Fürsorgepflichten sicherzustellen und  

j) Beanstandungen, die die Leistungsfähigkeit der 
Feuerwehr betreffen, dem Oberbürgermeister 
mitzuteilen. 

 
Er entscheidet über die nach § 13 Abs. 1 Satz 2 im 
Stadtfeuerwehrausschuss behandelten Fragen. 

 
(3) Der Oberbürgermeister kann dem Stadtwehrleiter 

weitere Aufgaben des Brandschutzes übertragen. 
 

(4) Der Stadtwehrleiter soll dem Oberbürgermeister, die 
Stadtverwaltung und den Stadtrat in allen feuerwehr- und 
brandschutztechnischen Angelegenheiten beraten. Er ist 
zu den Beratungen in der Stadt zu Angelegenheiten der 
Feuerwehr und des Brandschutzes zu hören. Er soll, 
soweit es nur örtliche Belange betrifft, die örtlich 
zuständigen Stadtteilwehrleiter vorher beteiligen. 

 
(5) Der stellvertretende Stadtwehrleiter hat den Stadtwehr-

leiter bei der Erfüllung seiner Aufgaben zu unterstützen 
und ihn bei Abwesenheit mit allen Rechten und Pflichten 
zu vertreten. 

 
§ 13 Stadtfeuerwehrausschuss 

 
(1) Der Stadtfeuerwehrausschuss ist beratendes Organ des 

Stadtwehrleiters. Er behandelt allgemeine Grundsatz-
themen, Fragen der Finanzplanung, der Dienst- und 
Einsatzplanung, der Ehrenmitgliedschaft sowie die 
Fortschreibung der Brandschutzbedarfsplanung. 
 

(2) Der Stadtfeuerwehrausschuss besteht aus: 
a) dem Stadtwehrleiter als Vorsitzenden sowie seinem 
  Stellvertreter, 
b) den Stadtteilwehrleitern, 
c) dem Stadtjugendfeuerwehrwart, 
d) dem Stadtkinderfeuerwehrwart sowie 
e) bei Bedarf geladene Mitglieder. 

 

 
Stimmberechtigt sind die ständigen Mitglieder gemäß 
Buchstabe a) bis d). Im Verhinderungsfall können die 
Entsprechenden Vertreter, soweit vorhanden, teilnehmen. 

 
(3) Der Stadtfeuerwehrausschuss soll mindestens viermal im 

Jahr tagen. Die Beratungen sind vom Vorsitzenden mit 
Bekanntgabe der vorgesehenen Tagesordnung 
einzuberufen. Der Stadtfeuerwehrausschuss muss 
einberufen werden, wenn dies mindestens ein Drittel 
seiner Mitglieder bei Angabe der von ihnen geforderten 
Tagesordnung verlangt. Der Stadtfeuerwehrausschuss 
ist beschlussfähig im Sinne des Absatz 1, wenn mehr als 
die Hälfte seiner stimmberechtigten Mitglieder nach Abs. 
2 Satz 2 anwesend sind. 

 
(4) Der zuständige Amtsleiter ist zu den Beratungen des 

Stadtfeuerwehrausschusses einzuladen. 
 
 

 
(5) Beschlüsse des Stadtfeuerwehrausschusses im Sinne 

des Abs. 1 werden mit einfacher Stimmenmehrheit 
gefasst. Stimmengleichheit gilt als Ablehnung. 

 
(6) Die Beratungen des Stadtfeuerwehrausschusses sind 

nicht öffentlich. Über die Beratungen ist eine 
Niederschrift anzufertigen. Die Niederschrift der 
Beratung ist dem zuständigen Amtsleiter zur Kenntnis zu 
geben. 

 
§ 14 Stadtteilwehrleiter 

 
(1) Die Stadtteilwehrleiter und deren Stellvertreter werden 

nach § 18 auf die Dauer von 5 Jahren gewählt und 
berufen. Gewählt werden können nur Personen, welche 
der aktiven Abteilung angehören. 

 
(2) Für die Stadtteilwehrleiter und deren Stellvertreter gelten 

§ 12 Abs. 2 Buchstaben a), d), e), f), g), h) und i) 
gleichermaßen. Beanstandungen, welche die 
Leistungsfähigkeit der Stadtteilfeuerwehr betreffen, sind 
dem Stadtwehrleiter zu melden. Die Stadtteilwehrleiter 
führen die Stadtteilfeuerwehr nach Weisung des 
Stadtwehrleiters. 

 
(3) Der stellvertretende Stadtteilwehrleiter hat den 

Stadtteilwehrleiter bei der Erfüllung seiner Aufgaben zu 
unterstützen und ihn bei Abwesenheit mit allen Rechten 
und Pflichten zu vertreten. 

 
(4) Der Stadtteilwehrleiter oder sein Stellvertreter kann bei 

groben Verstößen gegen die Dienstpflichten oder, wenn 
sie die geforderten Voraussetzungen an das Amt nicht 
mehr erfüllen, vom Oberbürgermeister nach Anhörung 
des Stadtfeuerwehrausschusses abberufen werden.   

 
§ 15 Stadtteilfeuerwehrausschuss 

 
(1) Der Stadtteilfeuerwehrausschuss ist beratendes Organ 

des Stadtteilwehrleiters. Er behandelt allgemeine 
Grundsatzthemen, Fragen der Dienst- und 
Einsatzplanung sowie über Angelegenheiten der 
Mitgliedschaft in der Stadtteilfeuerwehr. 

 
(2) Der Stadtteilfeuerwehrausschuss besteht aus: 
 a) dem Stadtteilwehrleiter als Vorsitzenden sowie 

seinem Stellvertreter,   
 b) dem Jugendfeuerwehrwart,  
 c)   einem Vertreter der Alters- und Ehrenabteilung sowie 

d) bis 4 weitere auf die Dauer von 5 Jahren gewählten 
Mitglieder der Stadtteilfeuerwehr. 
 

Alle Mitglieder sind stimmberechtigt. 
 
(3) Im Übrigen gelten die Abs. 3, 5 und 6 des § 13 

entsprechend. Die Niederschrift der Beratung ist jedoch 
dem Stadtwehrleiter zur Kenntnis zu geben. 
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§ 16 Delegiertenversammlung/ 

Stadtteilfeuerwehrversammlungen 
 
(1) Die Delegiertenversammlung besteht aus dem 

Stadtwehrleiter und seinem Vertreter, dem 
Stadtjugendfeuerwehrwart, dem Stadtkinderfeuer-
wehrwart sowie den in § 15 Abs. 2 aufgezählten 
Mitgliedern der jeweiligen Stadtteilfeuerwehr. 

 
(2) Unter dem Vorsitz des Stadtwehrleiters ist mindestens 

einmal jährlich eine ordentliche Delegiertenversammlung 
der Stadtfeuerwehr durchzuführen. In der Delegierten-
versammlung hat der Stadtwehrleiter einen Bericht über 
die Tätigkeit der Stadtfeuerwehr im abgelaufenen Jahr 
abzugeben. Im Rahmen der Delegiertenversammlung 
sind die entsprechenden Auszeichnungen und Ehrungen 
vorzunehmen. 

 
(3) Zur Delegiertenversammlung haben alle Angehörigen die 

Möglichkeit, Fragen, die die Stadtfeuerwehr insgesamt 
betreffen, an den Stadtwehrleiter bzw. den 
Oberbürgermeister zu stellen. Der Fragesteller hat einen 
Anspruch auf eine schriftliche und sachliche Auskunft zur 
Delegiertenversammlung, wenn die Frage mindestens 
vier Werktage vorher schriftlich beim Stadtwehrleiter 
vorliegt. Fragen, welche nach dieser Frist eingereicht 
oder bei der Delegiertenversammlung gestellt werden, 
sind spätestens nach 14 Tagen schriftlich zu 
beantworten. 

 
(4) Die ordentliche Delegiertenversammlung ist vom 

Stadtwehrleiter einzuberufen. Zeitpunkt und 
Tagesordnung der Delegiertenversammlung sind den 
Feuerwehrangehörigen nach Absatz 1 und dem 
Oberbürgermeister mindestens zwei Wochen vor der 
Versammlung bekannt zu geben. Weitere 
Feuerwehrangehörige gemäß § 6 Abs. 1 besuchen in der 
Regel nur dann die Delegiertenversammlung, wenn 
entsprechende Anlässe wie z. B. die Übergabe von 
Auszeichnungen vorliegen. 

 
(5) Für die Stadtteilfeuerwehrversammlungen gelten die 

Abs. 2 bis 4 entsprechend, nur das diese mit allen 
Mitgliedern der Stadtteilfeuerwehr gem. § 6 Abs. 1 
durchzuführen ist. 

 
 

§ 17 Bestellung von Funktionsträgern 
 
(1) Zu bestellende Funktionsträger sind: 

a) Gruppenführer und Zugführer (Unterführer), 
b) Gerätewarte und Atemschutzgerätewarte, 
c) Stadtjugendfeuerwehrwart, 
d) Stadtkinderfeuerwehrwart, 
e) Jugendwarte und deren Stellvertreter, 
f) Betreuer in der Kinderfeuerwehr und 
g) Sicherheitsbeauftragte 

 
(2) Der Stadtwehrleiter bestellt die Funktionsträger, sofern 

sie die für die Funktion entsprechende Ausbildung 
erfolgreich abgeschlossen haben, schriftlich oder in 
 

 
elektronischer Form unbefristet. Eine Bestellung zur 
befristeten Wahrnehmung einer Führungsfunktion ist 
nach Maßgabe der Ziffer 1.5 der Feuerwehr-
Dienstvorschrift 2 möglich. Der Stadtwehrleiter kann die 
Bestellung nach Anhörung des Stadtfeuerwehr-
ausschusses für die Funktionen nach Abs. 1 Buchstabe 
c), d) und f) sowie nach Anhörung des 
Stadtteilfeuerwehrausschusses für die Funktionen nach 
Abs. 1 Buchstabe a), b), e) und g) jederzeit widerrufen. 
Die Funktionsträger führen ihre Aufgaben nach 
Weisungen ihrer Vorgesetzten aus.    

 
(3) Als Funktionsträger dürfen nur Feuerwehrangehörige 

eingesetzt werden, die persönlich geeignet sind, über 
praktische Erfahrungen im Feuerwehrdienst verfügen, die 
erforderliche Qualifikation besitzen und an spezifischen 
Fortbildungen regelmäßig teilnehmen. Betreuer in der 
Kinderfeuerwehr können gemäß § 8 Abs. 2 auch 
Personen sein, die nicht der Stadtfeuerwehr angehören. 

 
§ 18 Wahlen/befristete Aufgabenwahrung 

 
(1) Die ehrenamtlich tätigen Stadtteilwehrleiter und deren 

Stellvertreter werden durch die nach § 6 Abs. 1 
wahlberechtigten Feuerwehrangehörigen gewählt. 
Wiederwahl ist zulässig.    

 
(2) Die ehrenamtlich tätigen Stadtteilwehrleiter und deren 

Stellvertreter haben ihr Amt nach Ablauf der 
Berufungsdauer oder im Falle eines beabsichtigten 
vorzeitigen Ausscheidens oder nach Neuwahlen bis zur 
Berufung eines Nachfolgers weiterzuführen. Lehnt der 
Stadtteilwehrleiter oder der entsprechende Stellvertreter 
aus wichtigem Grund im Sinne des § 18 der 
Sächsischen Gemeindeordnung eine Weiterführung ab 
oder stehen dieser Weiterführung gewichtige Gründe in 
der Person des Stadtteilwehrleiters oder des 
entsprechenden Stellvertreters entgegen, kann der 
Oberbürgermeister einen geeigneten Feuerwehr-
angehörigen, beim Stadtteilwehrleiter insbesondere den 
entsprechenden Stellvertreter, unter Beachtung der 
Vorgaben der Feuerwehr-Dienstvorschrift 2 
vorübergehend zur Wahrnehmung der Aufgaben 
bestellen. 

 
(3) Teil des Wahlvorschlags kann nur sein, wer selbst 

wahlberechtigt ist, über die für diese Dienststellung 
erforderlichen fachlichen Kenntnisse und Erfahrungen 
sowie über die erforderlichen persönlichen und 
fachlichen Voraussetzungen, insbesondere über den 
Abschluss der entsprechenden Ausbildung, verfügt. 
Erforderliche fachliche Mindestvoraussetzung für den 
Stadtteilwehrleiter und seinen Stellvertreter ist die 
erfolgreich abgeschlossene Führungsausbildung 
„Gruppenführer“ und „Leiter Feuerwehr“. Die Kandidaten 
sollen ihren ersten Wohnsitz in der Stadt haben.   
 

(4) Steht kein geeigneter Kandidat für ein in Abs. 1 
genanntes Wahlamt zur Verfügung, gilt Abs. 2 
entsprechend. Eine Person mit der erforderlichen 
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Qualifikation zur befristeten Aufgabenwahrnehmung zu 
bestellen, ist längstens bis zum Ende der 
Berufungsdauer nach § 17 Abs. 2 Satz 2 SächsBRKG 
möglich. 

 
(5) Die nach Abs. 1 und 10 durchzuführenden Wahlen sind 

spätestens ein Monat vor Ablauf der Wahlperiode 
durchzuführen. Wahlen sind mindestens zwei Monate 
vorher durch den Wahlleiter nach Abs. 6 Satz 1 den 
wahlberechtigten Feuerwehrangehörigen bekannt zu 
machen. Der Wahlvorschlag gemäß Abs. 3 ist durch den 
Wahlleiter vier Wochen vor dem Wahltermin 
auszuhängen. Wahlvorschläge können von jedem nach  
§ 6 Abs. 1 wahlberechtigten Feuerwehrangehörigen ab 
dem Tag der Bekanntmachung des Wahltermines bis 
spätestens 14 Tage vor dem Wahltag schriftlich oder in 
elektronischer Form bei der Wahlkommission nach Abs. 
6 Satz 2 eingereicht werden. 

 
(6) Wahlen sind von einem Wahlleiter und zwei Beisitzern, 

die durch den Stadtteilfeuerwehrausschuss benannt 
werden, zu leiten. Der Wahlleiter und die Beisitzer bilden 
die Wahlkommission. Die Wahlkommission erstellt die 
Stimmzettel und nimmt die Stimmenauszählung vor. 
Werden mehr Stimmen abgegeben, als jeder nach § 6 
Abs. 1 wahlberechtigte Feuerwehrangehörige hat, oder 
werden Streichungen oder Zusätze vorgenommen, ist 
der jeweilige Stimmzettel ungültig. Die Mitglieder der 
Wahlkommission können Wahlberechtigte, jedoch keine 
Kandidaten sein. 

 
(7) Wahlen können nur dann vorgenommen werden, wenn 

mehr als die Hälfte der nach § 6 Abs. 1 wahlberechtigten 
Feuerwehrangehörigen anwesend ist und davon 
mindestens die Hälfte dem aktiven Feuerwehrdienst 
angehört. 

 
(8) Wahlen sind geheim durchzuführen. Steht nur ein 

Kandidat zur Wahl, kann die Wahl offen erfolgen, wenn 
keiner der anwesenden Stimmberechtigten widerspricht. 

 
(9) Die Wahlen zu mehreren Ämtern erfolgen in getrennten 

Wahlgängen. Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der 
Stimmen der anwesenden Wahlberechtigten erhalten 
hat. Erreicht kein Kandidat im ersten Wahlgang die 
absolute Mehrheit, so ist eine Stichwahl zwischen den 
beiden Bewerbern mit den meisten Stimmen 
durchzuführen, bei der die einfache Mehrheit (mehr Ja- 
als Nein-Stimmen) entscheidet. Tritt nur ein Kandidat an 
und erreicht dieser keine absolute Mehrheit, ist eine 
erneute Wahl nach Maßgabe der Abs. 1 bis 8 und Abs. 
9 Sätze 1 bis 3 zeitnah durchzuführen. Liegt bei mehreren 
Kandidaten Stimmengleichheit vor, entscheidet das Los. 

 
(1) Für die Wahl der zusätzlichen Mitglieder des 

Stadtteilfeuerwehrausschusses gelten die Abs. 1 bis 8, 
soweit im Folgenden nichts anderes bestimmt ist.  
Die Wahl der zusätzlichen Mitglieder des Stadt-
teilfeuerwehrausschusses ist als Mehrheitswahl ohne 
Stimmhäufung durchzuführen. Jede wahlberechtigte 
 

 
Person hat so viele Stimmen, wie Ausschussmitglieder 
zu wählen sind. In den Stadtteilfeuerwehrausschuss 
sind diejenigen Feuerwehrangehörigen gewählt, die die 
meisten Stimmen erhalten haben.    

 
(11) Die Gewählten sind zu fragen, ob sie die Wahl 

annehmen. 
 

(12) Die Niederschrift über die Wahl ist spätestens eine 
Woche nach der Wahl durch den Wahlleiter dem 
Stadtwehrleiter zu übergeben. 

 
(13) Jeder nach § 6 Abs. 1 wahlberechtigte 

Feuerwehrangehörige kann innerhalb von 14 Tagen 
gegen das festgestellte Wahlergebnis schriftlich oder 
in elektronischer Form Widerspruch erheben. Der 
Oberbürgermeister muss dem Wahlergebnis 
widersprechen, wenn er der Auffassung ist, dass es 
rechtswidrig ist, er kann ihm widersprechen, wenn er 
der Auffassung ist, dass es für die Stadt nachteilig ist. 

 
(14) Sofern kein Widerspruch nach Abs. 13 erfolgt, beruft 

der Oberbürgermeister die Gewählten in die 
Positionen. Der Oberbürgermeister informiert den 
Stadtrat über das Ergebnis der Wahlen und die 
Berufung. 

 
(15) Scheidet ein gewähltes zusätzliches Mitglied aus dem 

Stadtteilfeuerwehrausschuss aus, rückt ein 
Ersatzmitglied nach. Ersatzmitglieder sind alle 
Wahlbewerber, die bei der Wahl für die zusätzlichen 
Mitglieder des Feuerwehrausschusses nicht die 
erforderliche Stimmenzahl, jedoch mindestens eine 
Stimme erhalten haben. Die Reihenfolge der 
Ersatzmitglieder bestimmt sich nach der Anzahl der 
erhaltenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet das Los. Steht kein Ersatzmitglied mehr zur 
Verfügung, finden Nachwahlen auf der Ebene der 
betroffenen Stadtteilfeuerwehr nach Maßgabe der Abs. 
10 bis 14 statt.    

 
(16) Neuwahlen während der Berufungsperiode sind 

anzusetzen, wenn zwei Drittel der Stimmberechtigten 
dies schriftlich oder in elektronischer Form vom 
Stadtwehrleiter fordern. 

 
§ 19 Dienstanweisungen/-ordnungen 

 
Der Stadtwehrleiter wird ermächtigt, weitere Details zur 
Dienstdurchführung in der Stadtfeuerwehr bzw. zur 
Präzisierung dieser Satzung durch Dienstanweisungen und 
-ordnungen zu regeln. 
 

§ 20 Inkrafttreten 
 
(1) Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung 

in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung der Großen 
Kreisstadt Riesa für die Freiwillige Feuerwehr vom 10. 
Mai 2000 i. d. f. d. 1. Änderung vom 20. September 2001 
außer Kraft. 

 Fortsetzung auf Seite 11 
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(2) Um die Lesbarkeit der Satzung zu vereinfachen, wird auf 

die zusätzliche Formulierung der weiblichen Form bei 
Funktionsbezeichnungen verzichtet. Es wird darauf 
hingewiesen, dass die ausschließliche Verwendung der 
männlichen Form explizit als geschlechtsunabhängig 
verstanden werden soll. 

 
Riesa, 29. Januar 2026 
 
gez. Marco Müller 
Oberbürgermeister  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Hinweise gemäß § 4 Abs. 4 der Gemeindeordnung 

            
Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens-, Form-
vorschriften zu Stande gekommen sind, gelten ein Jahr nach 
ihrer Bekanntmachung als von Anfang an gültig zu Stande 
gekommen. 
      
Dies gilt nicht, wenn            
1. die Ausfertigung der Satzung nicht oder fehlerhaft erfolgt 

ist,                         
2. Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die 

Genehmigung oder Bekanntmachung der Satzung 
verletzt worden sind,                          

3. der Oberbürgermeister dem Beschluss gemäß § 52 Abs. 
2 SächsGemO wegen Gesetzwidrigkeit wider-sprochen 
hat, 

4. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist 
    a) die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss bean-

standet hat oder 
b) die Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrift 

gegenüber der Gemeinde unter Bezeichnung des 
Sachverhaltes, der die Verletzung begründen soll, 
schriftlich geltend gemacht worden ist. 

         
Ist eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 3 oder 4 geltend gemacht 
worden, so kann auch nach Ablauf der in Satz 1 genannten 
Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. 
       
Riesa, 29. Januar 2026 
 
gez. Marco Müller 
Oberbürgermeister  
 
 
 
 
 
 
 

IMPRESSUM 
 
Herausgeber: Stadtverwaltung Riesa, Der Oberbürgermeister, Rathausplatz 1, 01589 Riesa 
Verantwortlicher Redakteur: Pressesprecher 
Telefon (03525) 700-205.  E-Mail obm.pressestelle@stadt-riesa.de .  www.riesa.de 

mailto:obm.pressestelle@stadt-riesa.de

